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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der Freien Demo-
kraten für ein Hessisches Grundsteuergesetz, Drucks. 20/5538 
 
 
Sehr geehrter Herr Decker, 

 

der Hessische Industrie- und Handelskammertag (HIHK) befürwortet 

den Gesetzentwurf der Fraktion der Freien Demokraten für ein Hessi-

sches Grundsteuergesetz. Der Entwurf sieht ein Äquivalenzmodell auf 

Basis des Flächenmaßstabs für die Grundsteuer vor. Für ein solches 

Modell hat sich die HIHK-Mitgliederversammlung bereits im Jahr 2020 

ausgesprochen.  

Der HIHK plädiert für ein reines Flächenmodell, da die Erhebung der 

Grundsteuer in Hessen möglichst einfach und transparent ausgestaltet 

werden sollte. Aus diesem Grund sind aus Sicht des HIHK sowohl das 

2019 beschlossene Bundesmodell als auch das 2020 von der Hessi-

schen Landesregierung vorgestellte Flächen-Lage-Modell nicht bzw. 

weniger geeignet. 

Weitere Ausführungen zur Bewertung des Gesetzentwurfs der Freien 

Demokraten entnehmen Sie bitte der Anlage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

    

 

Robert Lippmann    Dr. Matthias Leder 

Geschäftsführer    Federführung Steuern 

 

Anlage 
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Anlage zur Stellungnahme des HIHK vom 12. Juli 2021 zum Gesetz-

entwurf der Fraktion der Freien Demokraten für ein Hessisches Grund-

steuergesetz 

 

Allgemeine Anmerkungen zum Gesetzentwurf 

 

Die hessischen IHKs setzen sich für eine aufkommensneutrale und 

möglichst einfache Neuregelung der Grundsteuer ein. Die Wirtschaft 

sollte durch das neue Grundsteuergesetz nicht höher belastet werden. 

Das im Jahr 2019 beschlossene Bundesmodell zur Grundsteuer ist 

aus Sicht der hessischen IHKs kompliziert und aufwendig. Und auch 

der nun von der Hessischen Landesregierung vorgelegte Gesetzent-

wurf mit einem Flächen-Lage-Modell ist nicht als möglichst einfache 

Lösung einzuordnen. Zwar folgt dieser Modellansatz dem Grundge-

danken des Flächenmodells und setzt an der Fläche von Grund und 

Boden sowie von Gebäuden an. Durch den Einbau eines Faktors für 

die Lagequalität eines Grundstücks wird das Modell jedoch komplizier-

ter und intransparenter. Zudem besteht die Gefahr, dass in Zukunft 

durch eine Erhöhung des Faktors die lagebedingte Spreizung der 

Grundsteuerbelastung steigen wird. 

Das im Gesetzentwurf der Freien Demokraten vorgeschlagene reine 

Flächenmodell hingegen sieht eine wert- und lageunabhängige Grund-

steuer vor. Ein solcher Modellansatz ist aus Sicht der hessischen IHKs 

ausdrücklich zu begrüßen. Dadurch kann die Grundsteuer künftig ein-

fach und transparent erhoben werden. Ebenfalls positiv zu bewerten 

ist, dass der Gesetzentwurf von der Einführung einer Grundsteuer C 

absieht. Durch eine Grundsteuer C würden Unternehmen dafür be-

straft, wenn sie für ein späteres Wachstum ihres Betriebes Flächen für 

Investitionen bereithielten. Gegen eine solche Steuer spricht auch ein 

historischer Erfahrungswert: Anfang der 1960er Jahre wurde eine 

Grundsteuer C in Deutschland eingeführt, aufgrund nachfolgender 

Fehlentwicklungen jedoch sofort wieder abgeschafft. 

 

Aufkommensneutralität 

Auch bei Umsetzung eines reinen Flächenmodells sieht der HIHK die 

Frage der Aufkommensneutralität der Reform als erfolgskritisch an. 

Ein zentrales Ziel der Reform muss sein, die Aufkommensneutralität 

innerhalb der einzelnen Kommunen zu gewährleisten. Da die Kommu-

nen auch künftig das Hebesatzrecht bei der Grundsteuer behalten, 

kann nicht ausgeschlossen werden, dass einzelne Kommunen die Um-

stellung auf das neue Grundsteuersystem zur Einnahmenerhöhung 
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nutzen könnten. Aus Sicht des HIHK sollte bereits vor Inkrafttreten der 

Neuregelung berechnet werden, wie sich das voraussichtliche Grund-

steueraufkommen in jeder einzelnen Kommune gegenüber den bishe-

rigen Einnahmen entwickeln wird. Ferner sollten die sich aus der Re-

form rein rechnerisch ergebenden aufkommensneutralen Hebesätze 

der einzelnen Gemeinden öffentlich bekanntgegeben werden. Das 

Hessische Finanzministerium hat in Gesprächen mit dem HIHK bereits 

angekündigt, eine solche Veröffentlichung vornehmen zu wollen. Das 

ist zu begrüßen. Dadurch entsteht zwar keine rechtliche Bindung aber 

dennoch ein gewisser öffentlicher Druck auf die Gemeinden, die Re-

form nicht zu einer strukturellen Erhöhung der laufenden Grundsteuer-

einnahmen zu nutzen. 

Zu beachten ist aus Sicht des HIHK auch, dass ein reines Flächenmo-

dell nicht zu einer systematischen Verschiebung der Belastung hin 

zu Geschäftsgrundstücken und somit zu Lasten der Wirtschaft füh-

ren darf. Durch die Reform wird es zu Belastungsverschiebungen kom-

men. Diese sollten allerdings möglichst klein gehalten werden und 

nicht einseitig die Wirtschaft belasten. Um die tatsächlichen Belas-

tungswirkungen der Reform zu prüfen, sollte das Land Hessen nach 

drei bis fünf Jahren eine Evaluierung durchführen. 

 

Zu einzelnen Artikeln des Gesetzentwurfs: 

Steuergegenstand; Art. 1 

Der Gesetzentwurf der Freien Demokraten sieht vor, die Grundsteuer 

eines Grundstücks durch Multiplikation der Grund- und Bodenfläche 

mit der jeweiligen Äquivalenzzahl zu berechnen. Dieser Ansatz ist ein-

fach und transparent. Bei Gebäuden wird nur nach Wohn- und Nutzflä-

chen unterschieden.  

Aus Sicht der Unternehmen ist der flächenorientierte Ansatz zu begrü-

ßen, da bei einer Besteuerung nach der Fläche alle Unternehmen, un-

abhängig von der Lage eines Grundstücks, gleichbehandelt werden. 

Bei einer Wertorientierung der Grundsteuer würde mit dem Anstieg 

des Werts eines Grundstücks auch die Grundsteuer zunehmen. Durch 

einen flächenorientierten Ansatz können Unternehmen verlässlicher 

planen.  

 

Maßgebliche Flächen, Art. 2 

Die Bagatellgrenze für Nebengebäude in § 2 Abs. 3 sollte von 23qm 

auf z.B. 40 qm erhöht werden, da hier diese Gebäudefläche z.B. durch 

Anbauten oder Erweiterungen von Schuppen mit Überdachungen 

sonst regelmäßig überschritten wird.  
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Äquivalenzzahlen, Art. 3 

Laut der Gesetzesbegründung bestimmen die unterschiedlichen Äqui-

valenzzahlen keine Wertverhältnisse, sondern bilden lediglich Relatio-

nen ab, anhand derer die Kostentragung für kommunale Leistungen 

zugeordnet wird (siehe S. 7 des Entwurfs). In der Gesetzesbegrün-

dung sollte ergänzend erläutert werden, wie die anzuwendenden Äqui-

valenzzahlen von 4 Cent/qm für Grund- und Bodenflächen sowie 50 

Cent/qm für Gebäudeflächen bzw. die sich daraus ergebenden Relati-

onen ermittelt wurden. Nach drei bis fünf Jahren sollte zudem eine 

Evaluierung der gewählten Äquivalenzzahlen erfolgen. 

 

Grundsteuermesszahlen, Art. 4 

Für Wohnflächen wird im Gesetzentwurf festgelegt, die Grundsteuer-

messzahl von 100 auf 70 % zu ermäßigen, um bezahlbaren Wohn-

raum zu fördern. Bei einer gewerblichen Nutzung sind keine Ermäßi-

gungen vorgesehen. Unter Förder- und Privilegierungsaspekten gibt 

es aber auch hier Fälle, die dies rechtfertigen würden, um die Attrakti-

vität des Wirtschaftsstandorts Hessen zu erhalten. Zu denken ist an 

Ermäßigungen z.B. für KMUs, für Gewerbezweige die auf große Pro-

duktionsstätten angewiesen sind, oder ab einer bestimmten Größe ei-

nes Gewerbegebäudes. Die möglichen Abschläge auf die Äquivalenz-

zahl für flächenintensive Betriebe (siehe § 3 Abs. 2.2) greifen hier zu 

kurz.  

 

Feststellungsverfahren, Art. 5 

Vor dem Hintergrund einer möglichst einfachen und wenig belasten-

den Neuregelung ist zu begrüßen, dass abweichend von §221 BewG 

keine turnusmäßige Hauptfeststellung stattfinden soll. 

Nach § 6 Abs. 6 sollen Erklärungen und Anzeigen „nach amtlich vorge-

schriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung übermittelt wer-

den“. Hier sollte klargestellt werden, dass insbesondere in Härtefällen 

eine Einreichung auch in Papierform möglich ist. 

 


